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Sachverhalt 

 

Nach § 37 Abs. 1 des Landeswaldgesetzes ist es gestattet, den Wald zum Zwecke der 

Erholung auf eigene Gefahr zu betreten. Die Aussage wird durch § 14 Abs. 1 Satz 4 des 

Bundeswaldgesetzes insoweit relativiert, dass der Haftungsausschluss nur für „waldtypische 

Gefahren“ gilt. 

 

Das Bittelschießer Täle, eines der wichtigsten Naherholungsgebiete der Gemeinde und der 

Region, befindet sich – mit Ausnahme des Flussbereichs der Lauchert – im Eigentum des 

Hauses Hohenzollern. Das Haus Hohenzollern hat hinsichtlich des Bittelschießer Täles zwei 

Entscheidungen getroffen, die in letzter Konsequenz auch Fragen an die Gemeinde Bingen 

aufwerfen: 
 

• Das Haus Hohenzollern verzichtet für die nächsten 50 Jahre auf die waldbauliche Nutzung 

im Bittelschießer Täle. Das heißt, es werden Bäume weder aktiv abgesägt noch 

umgestürzte Bäume aufgearbeitet. Im Rahmen der Stilllegung ist es jedoch möglich, 

Bäume, die über Wege gefallen sind, auf die Seite zu räumen.  

• Aufgrund eines Unfalls eines Wanderers beim Begehen der Treppe zur Bittelschießer 

Kapelle plant der Waldbesitzer zusätzlich, die Treppenanlage ersatzlos abzubauen.  

 

 

Rechtliche Einordnung und Wertung 

 

Der Nutzungsverzicht ist eine Entscheidung, die in den letzten Jahren von vielen 

Waldbesitzern getroffen wurde. Dies entspricht den u.a. den Vorgaben der Politik, was durch 

die Zuerkennung von Ökopunkten „belohnt“ wird. So hat auch die Gemeinde Bingen im Jahr 

2017 mit einem Alt-und-Totholzkonzept fast 40 ha, also mehr als 3% der Waldfläche, 

stillgelegt.  

Die Entscheidung des Hauses Hohenzollern hat aber für die Allgemeinheit insofern 

Bedeutung, dass ein wichtiger Spazierweg unter Umständen nicht mehr passierbar sein wird. 

Denn auch die Beseitigung von Sturm- oder Bruchholz ist nicht mehr vorgesehen.  
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Abhilfe könnte dadurch geschaffen werden, dass die Gemeinde künftig Holz, das auf dem Weg 

durch das Bittelschießer Täle liegt, beseitigt. Eine besondere Verkehrssicherung entsteht 

dadurch nicht, denn es geht lediglich um das Wegräumen des Holzes, also auch um die 

Kostentragung. Wer als Fußgänger im Wald durch waldtypische Gefahren zu Schaden kommt 

hat keinen Anspruch auf Schadenersatz, auch nicht auf aktiv beworbenen Wegen. Dies wurde 

jüngst durch einen Beschluss des Bundesgerichtshofes (sog. Hexen-Stieg-Urteil) bestätigt.  

Anders hingegen ist die Rechtslage bei sogenannten Kunstbauten aller Art, wie z.B. Geländer, 

Brücken, Stege oder Stufen). Die von ihnen ausgehenden Gefahren gelten nicht als 

waldtypisch. Somit haftet der Betreiber. Die Treppenanlage von der Bittelschießer Höhle hoch 

zur Kapelle ist ein solcher Kunstbau, der objektiv nicht mehr verkehrssicher ist. Aufgrund des 

Unfalles auf der Treppenanlage wird das Fürstenhaus diese abbauen, da eine Instandsetzung 

mit vertretbarem Aufwand nicht möglich ist. Würde die Gemeinde die Haftung für die Anlage 

übernehmen, sähe das Fürstenhaus von einem Abbau ab.  

Die Verwaltung geht davon aus, dass die Sanierung der vorhandenen Stufen nicht möglich ist, 

um einen heutigen Stand der Technik zu erreichen. Somit sprechen wir vermutlich von einem 

Neubau. Ohne eine nähere Prüfung der Möglichkeiten einer neuen Treppenanlage, die erst 

über einen ingenieurstechnischen Auftrag ermittelt werden können, muss man für eine neue 

Treppe wohl mit einem fünfstelligen Betrag rechnen. Vor einer Entscheidung zur Übernahme 

der Kosten und Haftung einer neuen Treppenanlage sollte eine gründliche Vorprüfung 

erfolgen. Vermutlich sind Fördermittel über den Naturpark Obere Donau möglich.  

 

 

Beschlussvorschläge 

 

1. Die Gemeinde Bingen übernimmt ab sofort die Beseitigung von Sturm- oder 

Totholz, welches den Durchgang auf dem Weg durch das Bittelschießer Täle 

versperrt. Dadurch entsteht zwar eine neue Verantwortung (für die 

Durchgängigkeit); Eine zusätzliche Haftung für den Weg darf allerdings 

hierdurch nicht entstehen. 

2. Die Gemeinde Bingen überprüft die Möglichkeit des Ersatzes der vorhandenen 

Treppe zur Bittelschießer Kapelle und trifft dann eine Entscheidung zum Bau 

einer neuen Anlage mit Übernahme der Verkehrssicherungspflicht.  
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